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BEKANNTMACHUNG

Der Bürgermeister

Hebesatzsatzung der Stadt Bergisch Gladbach ab dem Haushaltsjahr
2022 (Hebesatzsatzung 2022)

Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 29. September 2020 (GV. NRW. S.
916), in Kraft getreten am 1.10.2020 und am 1.11.2020 in Verbindung mit § 25
des Grundsteuergesetzes vom 07.08.1973 (BGBl. I 1973 S. 965), zuletzt geändert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 16.07.2021 (BGBI. I S. 2931), des § 16 des Ge-
werbesteuergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 15.10.2002
(BGBl. I S. 4167), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 25.06.2021
(BGBl. I S. 2035) hat der Rat der Stadt Bergisch Gladbach in seiner Sitzung am
14.12.2021 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden ab dem Haushaltsjahr 2022
wie folgt festgesetzt:
1. Grundsteuer

a) für land- und forstwirtschaftliche Betreibe (Grundsteuer A) 297 v.H.
b) für die Grundstücke (Grundsteuer B) 731 v.H.

2. Gewerbesteuer 460 v.H.
§ 2

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2022 in Kraft.
Hinweis:
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW kann ge-
mäß § 7 Abs. 6 GO NRW gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
öffentlichen Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-

geverfahren wurde nicht durchgeführt,
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) die Bürgermeisterin/der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet
oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher ge-
rügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Diese öffentliche Bekanntmachung wird gemäß § 27a Absatz 1 VwVfG NRW
zusätzlich im Internet auf der Internetseite https://www.bergischgladbach.de/
bekanntmachungen.aspx veröffentlicht, worauf hiermit gemäß § 27a Absatz 2
VwVfG NRW hingewiesen wird.
Bekanntmachungsanordnung:
Die vorstehende Satzung wird hiermit im vollen Wortlaut öffentlich bekannt
gemacht.
Bergisch Gladbach, den 15.12.2021
Frank Stein
Bürgermeister

Satzung
zur Aufhebung der

Satzung für den Immobilienbetrieb
der Stadt Bergisch Gladbach

Aufgrund der §§ 7 und 107 Abs. 2 Satz 1, 114 der Gemeindeordnung für das Land
NordrheinWestfalen (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994
(GV NW S. 666/ SGV.NRW.2023), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes
vom 29. September 2020 (GV. NRW. S. 916) in Verbindung mit der Eigenbetriebs-
verordnung für das Land Nordrhein-Westfalen – EigVO- vom 16.11.2004 – GV
NRW. S. 644, ber.2005 S. 15, zuletzt geändert durch Verordnung vom 22. März
2021 (GV. NRW. S. 348) hat der Rat der Stadt Bergisch Gladbach in seiner Sitzung
am 14.12.2021 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Die Satzung für den Immobilienbetrieb der Stadt Bergisch Gladbach wird auf-
gehoben.

§ 2
Diese Aufhebungssatzung tritt am 01.01.2022 in Kraft.
Hinweis:
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW kann ge-
mäß § 7 Abs. 6 GO NRW gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
öffentlichen Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-

geverfahren wurde nicht durchgeführt,
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) die Bürgermeisterin/der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet
oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher ge-
rügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Diese öffentliche Bekanntmachung wird gemäß § 27a Absatz 1 VwVfG NRW
zusätzlich im Internet auf der Internetseite https://www.bergischgladbach.de/
bekanntmachungen.aspx veröffentlicht, worauf hiermit gemäß § 27a Absatz 2
VwVfG NRW hingewiesen wird.
Bekanntmachungsanordnung:
Die vorstehende Satzung wird hiermit im vollen Wortlaut öffentlich bekannt
gemacht.
Bergisch Gladbach, den 15.12.2021
Frank Stein
Bürgermeister

Benutzungs- und Gebührensatzung der Stadt Bergisch Gladbach für städ-
tische Unterkünfte für Flüchtlinge, Aussiedler, Obdachlose und Nichtsess-
hafte vom 15.12.2021

Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-West-
falen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NW.
S. 666, SGV. NRW 2023), zuletzt geändert am 29.09.2020 (GV. NRW. S. 916) und
der §§ 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen (KAG) vom 21.10.1969 (GV.NRW S. 712), zuletzt geändert am 19.12.2019
(GV. NRW. S. 1029) hat der Rat der Stadt Bergisch Gladbach in seiner Sitzung am
14.12.2021 folgende Gebührensatzung beschlossen:

§ 1
Öffentliche Einrichtungen

(1) Die Stadt Bergisch Gladbach unterhält zur vorübergehenden Unterbringung
a) von ausländischen Flüchtlingen gem. § 2 des Gesetzes über die Zuwei-

sung und Aufnahme ausländischer Flüchtlinge/Flüchtlingsaufnahme-
gesetz (FlüAG) vom 28.02.2003 (GV.NRW S. 93) in der jeweils geltenden
Fassung sowie zur Deckung des Unterkunftsbedarfs von Leistungsbe-
rechtigten nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) und

b) von ausländischen Flüchtlingen, die Leistungen nach dem SGB II oder
dem SGB XII erhalten,

c) von Obdachlosen, die gem. § 14 des Ordnungsbehördengesetzes (OBG)
vom 13.05.1980 (GV.NRW S. 528) in der jeweils geltenden Fassung unter-

zubringen sind, Übergangswohnheime und Wohnungen bzw. Zimmer in
Wohnungen - nachfolgend Unterkünfte genannt - als öffentliche Einrich-
tungen.

(2) Das Benutzungsverhältnis ist öffentlich-rechtlich.
§ 2

Unterkünfte
(1) Welche Unterkünfte diesem Zweck dienen bestimmt der Bürgermeister. Der
Bürgermeister kann durch schriftliche Festlegung Objekte streichen oder weite-
re in den Bestand aufnehmen.
(2) Darüber hinaus gilt diese Satzung auch für Wohnungen, die den Personen-
gruppen nach § 1 Absatz 1 Buchstabe a) zum Zweck der Verhinderung oder
Beseitigung der Wohnungslosigkeit zugewiesen wurden und die sich nicht in
einer Unterkunft nach Absatz 1 befinden. Auch diese Wohnungen gelten als Un-
terkünfte im Sinne dieser Satzung

§ 3
Benutzungsverhältnis

(1) Die Unterkunft dient der Verhinderung oder Beseitigung der Wohnungs-
losigkeit, der Deckung des Bedarfs an Unterkunft als Sachleistung nach § 3
AsylbLG und der vorübergehenden Unterbringung der Personengruppen nach
§ 1. Die Benutzerin / der Benutzer hat die Aufgabe und die Pflicht, sich fortlau-
fend selbst um eine ausreichende Wohnungsversorgung
zu bemühen, um die Dauer der öffentlich-rechtlichen Unterbringung zu be-
grenzen.
(2) Über die Belegung der Unterkünfte entscheidet die Stadt Bergisch Gladbach
nach pflichtgemäßem Ermessen. Sie ist berechtigt, im Rahmen der Kapazitäten
und der Sicherung einer geordneten Unterbringung bestimmte Wohnräume
nach Art, Größe und Lage zuzuweisen. Ein Anspruch auf eine Zuweisung einer
bestimmten Unterkunft oder auf ein Verbleiben in einer bestimmten Unter-
kunft besteht nicht.
(3) Der Bürgermeister erlässt eine Benutzungsordnung, die Näheres zur Be-
nutzung, zum Hausrecht und zur Ordnung in den Unterkünften regelt. Falls
erforderlich, kann der Bürgermeister zusätzlich für einzelne Unterkünfte eine
ergänzende Hausordnung erlassen.
(4) Der Wohnraum in der Unterkunft wird durch schriftlichen Bescheid zuge-
wiesen. Die Zuweisung erfolgt jederzeit widerruflich. Mit demWiderruf erlischt
das Recht auf Benutzung des zugewiesenen Wohnraums. Den benutzungsbe-
rechtigten Personen kann jederzeit das Recht für die Benutzung der Unterkunft
widerrufen bzw. ihnen können andere Unterkünfte zugewiesen werden. Dies
gilt insbesondere

a) wenn Räumlichkeiten für dringendere Fälle in Anspruch genommen
werden müssen,

b) bei Missachtung des Hausfriedens oder Verstoß gegen Bestimmungen
der aktuell geltenden Benutzungsordnung, der jeweiligen Hausordnung
oder dieser Satzung oder

c) bei Standortveränderungen der Unterkünfte oder
d) wenn die Belegungsdichte verändert werden soll oder
e) wenn das Asylverfahren abgeschlossen ist oder
f) wenn trotz schriftlicher Aufforderungmit Fristsetzung keine ausreichen-

den Bemühungen zur aktiven Wohnungssuche vorliegen oder
g) wenn zumutbare Alternativen auf dem regulären Wohnungsmarkt zur

Verfügung stehen oder
h) wenn die Benutzungsgebühren nicht gezahlt werden oder
i) wenn die Benutzerin / der Benutzer Anlass zu Konflikten gibt, die zu einer
Beeinträchtigung der Hausgemeinschaft oder zur Gefährdung anderer
Personen führen und diese Konflikte auf andere Weise nicht zu besei-
tigen sind.

§ 4
Benutzungsgebühren

(1) Die Stadt Bergisch Gladbach erhebt für die Benutzung der in § 2 genannten
Unterkünfte Benutzungsgebühren. Bemessungsgrundlage für die Höhe der Be-
nutzungsgebühr einschließlich der Betriebskosten ist die Nutzfläche der Unter-
künfte. Die Nutzfläche setzt sich aus der Gesamtwohnfläche aller Unterkünfte
nach § 2 dieser Satzung und der in diesen ins-gesamt zur Verfügung stehenden
Gemeinschaftsfläche zusammen. Die zurWohnfläche gehörenden Flächen rich-
ten sich nach der Wohnflächenverordnung vom 25. November 2003 (BGBl. I S.
2346).
(2) Die Benutzungsgebühr einschließlich der Betriebskosten beträgt je Quadrat-
meter Nutzfläche und Kalendermonat 18,24 Euro. Die Höhe der Benutzungs-
gebühr wird durch die aktuell geltenden Höchstsätze für angemessene Kosten
der Unterkunft und Heizung nach den Richtlinien des Rheinisch-Bergischen
Kreises begrenzt. Die anzuwendenden Höchstsätze für Heizkosten richten sich
dabei grundsätzlich nach dem Bereich Fernwärme bei niedrigster Stufe der Ge-
bäudefläche. Der zu jedem Quadratmeter zugewiesener Wohnfläche hinzuzu-
rechnende Anteil an der Gemeinschaftsfläche wird für jede Unterkunft durch
Division der gesamten Unterkunftsgemeinschaftsfläche durch die gesamte
Unterkunftswohnfläche ermittelt.
(3) Werden neue Unterkünfte nach Inkrafttreten dieser Satzung in den Bestand
gemäß § 2 Abs. 2 aufgenommen, bleibt der angesetzte Kalkulationszeitraum ge-
mäß § 6 Abs. 2 KAG hiervon unberührt.
(4) Die Gebührenpflicht entsteht von dem Tag an, ab dem der gebührenpflich-
tigen Person die Unterkunft zugewiesen wurde. Das Benutzungsverhältnis und
die Gebührenpflicht enden mit dem Tag der Übergabe und Abnahme der zuge-
wiesenen Unterkunft an bzw. durch die Hausmeisterin oder den Hausmeister.
Eine vorübergehende Abwesenheit entbindet nicht von der Verpflichtung zur
Gebührenzahlung.
(5) Die Benutzungsgebühr ist jeweils monatlich, und zwar spätestens bis zum
3. Werktag eines jeden Monats, an die Stadtkasse zu entrichten. Wird die Unter-
kunft weniger als 1 Monat in Anspruch genommen, so wird für jeden Tag der
Inanspruchnahme 1/30 der monatlichen Gebühr berechnet. Am Tag der Verle-
gung in eine andere Unterkunft ist nur die Gebühr für die neue Unterkunft zu
entrichten. Überzahlungen insbesondere bei Auszug sind auszugleichen.

§ 5
Gebührenschuldner

(1) Gebührenschuldner sind die Benutzerinnen und Benutzer der Unterkünfte.
Nutzen mehrere Familien- oder Haushaltsangehörige Wohnraum gemeinsam,
so können sie in einem Gebührenbescheid gemeinsam veranlagt werden. Die
volljährigen Benutzerinnen und Benutzer haften sodann als Gesamtschuldner.
(2) Die unter § 1 Abs. 1 Buchstabe a) genannten ausländischen Flüchtlinge sind
grundsätzlich nicht gebührenpflichtig. Die zugewiesene Unterkunft wird ge-
mäß § 3 AsylbLG in Form einer Sachleistung zur Deckung des Bedarfs an Unter-
kunft zur Verfügung gestellt. Die Gebührenpflicht tritt ein, sobald der ausländi-
sche Flüchtling über Einkommen verfügt, welches nach Abzug des gesetzlichen
Freibetrags zur Deckung des notwendigen Bedarfs ausreicht oder mit Ablauf
des Monats, in dem die Leistungsvoraussetzung nach § 1 Abs. 1 AsylbLG entfällt.

§ 6
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Benutzungs- und
Gebührensatzung der Stadt Bergisch Gladbach für städtische Unterkünfte für
Flüchtlinge, Aussiedler, Obdachlose und Nichtsesshafte vom 16.12.2020 außer
Kraft.
Hinweis:
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW kann ge-
mäß § 7 Abs. 6 GO NRW gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
öffentlichen Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-

geverfahren wurde nicht durchgeführt,
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) die Bürgermeisterin/der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet
oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher ge-
rügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Diese öffentliche Bekanntmachung wird gemäß § 27a Absatz 1 VwVfG NRW
zusätzlich im Internet auf der Internetseite https://www.bergischgladbach.de/
bekanntmachungen.aspx veröffentlicht, worauf hiermit gemäß § 27a Absatz 2
VwVfG NRW hingewiesen wird.
Bekanntmachungsanordnung:
Die vorstehende Satzung wird hiermit im vollen Wortlaut öffentlich bekannt
gemacht.
Bergisch Gladbach, den 15.12.2021
Frank Stein
Bürgermeister

V. Nachtragssatzung zur Satzung der Stadt Bergisch Gladbach über die
Entwässerung der Grundstücke und den Anschluss an die öffentliche

Abwasseranlage (Entwässerungssatzung)

Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S.
666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29.09.2020 (GV NRW S. 916), in der je-
weils geltenden Fassung, der §§ 60, 61 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. I 2009, S. 2585 ff.), zu-
letzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 18.08.2021 (BGBl. I S. 3901), in der
jeweils geltenden Fassung, des § 46 Abs. 2 LWG NRW des Landeswassergesetzes
vom 25.06.1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 4. Mai 2021 (GV. NRW. S. 560, ber. S. 718), in der jeweils gelten-
den Fassung, der Selbstüberwachungsverordnung Abwasser (SüwVO Abw – GV.
NRW., S. 602 ff.), zuletzt geändert durch Verordnung vom 15.07.2020 (GV. NRW.
S. 729), in der jeweils geltenden Fassung sowie des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten vom 19.02.1987 (BGBl. I 1987, S. 602), zuletzt geändert durch Art.
31 des Gesetzes vom 05.10.2021 (BGBl. I S. 4607), in der jeweils geltenden Fas-
sung hat der Rat der Stadt Bergisch Gladbach in seiner Sitzung am 14.12.2021
folgende Nachtragssatzung zur Satzung der Stadt Bergisch Gladbach über die
Entwässerung der Grundstücke und den Anschluss an die öffentliche Abwas-
seranlage beschlossen:

Artikel 1
Änderung des § 1

Abs. 5 Abs. 5 - Satz 3 - wird wie folgt geändert:
Nicht umfasst ist auch die Beseitigung von Quell-, Drainage- und Kühl-
wässern Fremdwasser.

Artikel 2
Änderung des § 13

Abs. 1 Der Abs. 1 - Satz 1 - wird wie folgt geändert:
Jedes bebaute oder bebaubare Grundstück (Baugrundstück) Wohnge-
bäude ist unterirdisch mit mindestens einer eigenen Anschlussleitung
und ohne technischen Zusammenhang mit den Nachbargrundstücken
zu anderen Wohngebäuden an die öffentliche Abwasseranlage anzu-
schließen.

Abs. 2 entfällt
Wird ein Grundstück nach seinem Anschluss in mehrere selbstständi-
ge Grundstücke geteilt, so gilt Abs. 1 für jedes der neu entstehenden
Grundstücke.
aus dem bisherigen Abs. 3 wird Abs. 2,
aus dem bisherigen Abs. 4 wird Abs. 3,
aus dem bisherigen Abs. 5 wird Abs. 4,
aus dem bisherigen Abs. 6 wird Abs. 5,
aus dem bisherigen Abs. 7 wird Abs. 6,
aus dem bisherigen Abs. 8 wird Abs. 7,
aus dem bisherigen Abs. 9 wird Abs. 8,
aus dem bisherigen Abs. 10 wird Abs. 9,
aus dem bisherigen Abs. 11 wird Abs. 10.

Abs. 6 Der Absatz 6 wird um die folgenden Sätze 4 und 5 ergänzt:
Der einzureichenden Fachunternehmerbescheinigung sind im Bedarfs-
fall Anlagenwie Entwässerungspläne und/oder schriftliche Erläuterun-
gen beizufügen. Ob ein solcher Bedarfsfall vorliegt entscheidet die Be-
hörde im Rahmen ihres Ermessens.

Abs. 8 Der Abs. 8 - Sätze 1 und 2 - wird wie folgt geändert:
Die Entwässerung von zwei Grundstücken Wohngebäuden durch eine
gemeinsame Anschlussleitung kann auf Antrag zugelassen werden. Die
Entwässerung von mehr als zwei Grundstücken Wohngebäuden durch
eine gemeinsame Anschlussleitung ist vom Grundsatz her unzulässig.

Artikel 3
Inkrafttreten

Die V. Nachtragssatzung tritt am 01.01.2022 in Kraft.
Hinweis:
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW kann ge-
mäß § 7 Abs. 6 GO NRW gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
öffentlichen Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-

geverfahren wurde nicht durchgeführt,
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) die Bürgermeisterin/der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet
oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher ge-
rügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Diese öffentliche Bekanntmachung wird gemäß § 27a Absatz 1 VwVfG NRW
zusätzlich im Internet auf der Internetseite https://www.bergischgladbach.de/
bekanntmachungen.aspx veröffentlicht, worauf hiermit gemäß § 27a Absatz 2
VwVfG NRW hingewiesen wird.
Bekanntmachungsanordnung:
Die vorstehende Satzung wird hiermit im vollen Wortlaut öffentlich bekannt
gemacht.
Bergisch Gladbach, den 15.12.2021
Frank Stein
Bürgermeister

XXIV. Nachtragssatzung zur Beitrags- und Gebührensatzung zur Satzung
der Stadt Bergisch Gladbach über die Entwässerung der Grundstücke und

den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage (Beitrags- und
Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung)

Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994
(GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29.09.2020 (GV NRW
S. 916), der §§ 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 des Kommunalabgabengesetzes für das
Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 712),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.12.2019 (GV NRW, S. 1029) und des § 54
des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz –
LWG – NRW) vom 08. Juli 2016 (GV NRW, S. 559), zuletzt geändert durch Ge-setz
04.05.2021 (GV NRW S. 560, ber. S. 718) hat der Rat der Stadt Bergisch Gladbach
in seiner Sitzung am 14.12.2021 folgende Satzung beschlossen:

Artikel 1
Änderung des § 4

Abs. 9 Abs. 9 wird wie folgt neu gefasst:
Die Gebühr je m³ Schmutzwasser beträgt 2,87 €.

Artikel 2
Änderung des § 5

Abs. 4 Abs. 4 - Satz 1 Nr. 1) - wird wie folgt geändert:
Dachflächen mit geschlossener Pflanzendecke Gründächer (begrünte
Dachflächen mit einer dauerhaft geschlossenen Pflanzendecke und ei-
nem Substrataufbau vonmindestens 8 cm) werden zu 50 % als bebaute
Grundstücksfläche angerechnet.

Artikel 3
Änderung des § 6

Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst:
Die Durchleitungsgebühr beträgt 1,39 € für jeden gemäß § 4 festgestell-
ten Kubikmeter.

Artikel 4
Die XXIV. Nachtragssatzung tritt am 01.01.2022 in Kraft.
Hinweis:
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW kann ge-
mäß § 7 Abs. 6 GO NRW gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
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